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Bruderkrieg der
Marktradikalen
AfD und liberales Establishment dienen im Kern den selben Herren: internationalen
Oligarchen — der „Widerstand gegen Nazis“ ist insofern nur ein Schaukampf.
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„Die Definition von Wahnsinn ist, immer wieder das
Gleiche zu tun und andere Ergebnisse zu erwarten.“



Auf den „Kampf gegen Rechts“ trifft dieser Satz
zweifelsfrei zu. An der AfD führt in Deutschland so
langsam kein Weg mehr vorbei. Immer verbissener
stemmen sich die „Gegen Rechts“-Strategen
unterdessen gegen den unausweichlichen Trend. Je
mehr Großdemonstrationen und Blockaden aber
organisiert werden, je beleidigender die
„antifaschistische“ Rhetorik ausfällt, desto weiter
schießen die Umfragewerte der „Alternative für
Deutschland“ nach oben. Es drängt sich der Verdacht
auf, das das vermeintliche Scheitern der Verteidiger
„unserer Demokratie“ in Wahrheit genau das ist, was
beabsichtigt ist. So unbeholfen sind die Bekundungen,
ein „neues 1933“ verhindern zu wollen, dass genervte
Bürger dadurch erst recht in die Arme von Weidel und
Höcke getrieben werden. Wozu also das Theater? Eine
Machtübernahme der AfD würde Großkonzernen und
Finanzmärkten mindestens ebenso dienen wie ein
Weiterwursteln von Union, SPD & Co. Für die wirklich
Mächtigen ist es schon lange zweitrangig, wer unter
ihnen regiert.

Es fing an im Jahre 2015. Die Alternative für Deutschland hatte sich
gerade zusammengefunden zu einer schlagkräftigen Partei im
gesamten Bundesgebiet. Zuvor hatte es allerlei gescheiterte
Versuche für eine echte Partei gegeben. In Honoratiorengrüppchen

Man muss es einfach zugestehen: Der „Kampf gegen Rechts“ ist
doch ein gigantischer Erfolg, oder? Da muss man ja nur mal die
Chronologie der einzelnen Kämpfe Revue passieren lassen.



mit Namen wie: „Zivile Koalition“, „Initiative Familienschutz“, „Freie
Welt“ oder auch „Zivile Allianz“ sammelten sich allerlei politische
Abenteurer, denen die Abschaffung der guten alten D-Mark oder
der Machtzuwachs der Eurokratie nicht gefielen. Kann man
verstehen. Als zentrale Denkfabrik und Propagandamaschine lenkte
im Hintergrund die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft die
Kampagnen.

Und dann gingen in der Essener Grugahalle die Machtkämpfe los
zwischen dem Wirtschaftsprofessor Bernd Lucke und seiner Rivalin
Frauke Petry. Einige tausend Demonstranten blockierten den
Zugang zur Grugahalle. Damals erreichte die AfD in
demoskopischen Umfragen gerade einmal vier Prozent. Im April
2016 handelte die AfD in Stuttgart ihr Grundsatzprogramm aus.
Tapfere Recken gegen Rechts blockierten auch hier die Zugänge zur
Stuttgarter Messehalle. Wasserwerfer zeigten, was sie hergaben an
Spritzmasse. Der Kampf gegen Rechts war ein voller Erfolg: Die AfD
verzeichnete in den Umfragen bereits einen Anteil von 12 bis 15
Prozent.

Sehr beeindruckend auch der antifaschistische Erfolg ein Jahr
später, 2017, in der Kölner Lanxess-Arena: Bis zu 50.000
Gegendemonstranten lieferten das unerlässliche öffentliche
Interesse für die junge Partei AfD. Nun, hier gab es mal eine Delle:
Umfragen sahen die AfD nur noch bei 8 bis 10 Prozent. Die Recken
gegen rechts begleiteten ihre AfD als anhänglicher pressewirksamer
Tross zu den nächsten Versammlungen in Augsburg, Braunschweig,
Hannover, Riesa und auch nach Gießen, wo die Nachwuchsstaffel
der AfD antrat. Die antifaschistische Mühe sollte belohnt werden.

Als sich nämlich die AfD zum Auftakt der Bundestagswahl 2025 in
der ehemaligen DDR-Stahlmetropole Riesa versammelte, waren
auch wieder 10.000 Gegendemonstranten anwesend, um gegen
Rechts zu kämpfen. Die Bemühungen wurden gekrönt durch stolze
Umfragewerte für die AfD. Nun erklärten bereits 22 Prozent der



Befragten, dass sie die Blauen wählen wollten.

Und jetzt also in diesem Jahr der ultimative Hieb der Antifaschisten
in der thüringischen Landeshauptstadt Erfurt. Schon im Vorfeld
hatte das Bündnis „Widersetzen“ in Erfurt ein Campaigning nach
amerikanischem Vorbild durchgeführt. Agitatoren waren von
Haustür zu Haustür gewandert und hatten die Geschäfte in der
Erfurter Innenstadt abgeklappert, um klar zu machen, dass wir alle
so herrlich tolerant und bunt sind. Und dass wir deswegen die
Blauen keinesfalls tolerieren dürfen. Es war ein voller Erfolg. In über
dreißig Einzeldemonstrationen mit Straßenblockaden und zünftigen
Rangeleien mit Polizeibeamten wurde der Wille zur Demokratie
handgreiflich manifestiert. Dass die Delegierten der AfD allesamt die
Messehalle in Erfurt ungehindert erreichen konnten, lag lediglich
daran, dass sie bereits frühmorgens eingetroffen waren — als die
tapferen Recken gegen Rechts nämlich noch in Morpheus’ Armen
schlummerten. „Da musst Du eben früher aufstehen!“, lautet ein
Spruch aus Ostdeutschland.

Jedenfalls war auch Erfurt wieder ein voller Erfolg gegen Rechts: Die
AfD liegt mittlerweile bei 28 Prozent! Es braucht also nur noch
schätzungsweise zwei von Antifaschisten umlagerte AfD-Parteitage,
damit die AfD die absolute Mehrheit im Bundestag erringt.
Vermutlich tüftelt Alice Weidel bereits jetzt anhand einer 3-D-
Animation, wie sie das Kanzleramt am besten für sich einrichtet.

Spaß beiseite: Wie absurd ist das denn?

Es ist kaum zu fassen: Seit nunmehr über ein Jahrzehnt verfolgt ein
Bündnis „Gegen Rechts“ die immer gleiche Strategie, die stets
denselben Misserfolg hervorbringt. Immer wieder werden möglichst
viele Demonstranten losgeschickt. Und dabei wird die AfD jedes Mal
stärker. Ich will gar nicht andeuten, dass zwischen den beiden



Ereignissen ein direkter ursächlicher Zusammenhang besteht.
Dennoch ist es schon ungewöhnlich, ununterbrochen mit derselben
erfolglosen Strategie gegen die AfD anzugehen. Mit immer
derselben Strategie, die experimentell erwiesen garantiert jedes Mal
nur das exakte Gegenteil des erklärten Ziels hervorbringt. So etwas
geht zum Beispiel im Fußball absolut gar nicht. Wenn der
Nagelsmann immer die falsche Strategie fährt, hat er ausgenagelt.
Dann muss eben der Klopp die deutschen Fußballrecken in die erste
Liga zurückkloppen.

Nichts davon findet sich in dem immer breiteren Bündnis gegen
Rechts.

Wie der Stier stets neu unvermeidlich in das rote Tuch rennt und
elend abgestochen wird, so rennen tausende von AfD-Gegnern in
das rote Tuch der paradoxen Medienwirkung. Anstatt Eindruck in
der Bevölkerung zu schinden, geschieht das genau Gegenteil: Immer
mehr Wähler sind genervt von den heuchlerischen und
substanzlosen Phrasen der antirechten Moralapostel.

Die Gegen-Rechts-ler erzeugen bei der schweigsamen Mehrheit der
Bevölkerung einfach nur Trotzreaktionen. Wenn diese Gegen-
Rechts-Leute ihre seltsamen Minderheitenrituale zelebrieren und
das den „Normalos“ zumuten, dann wählen die Normalos schon
einfach aus Ekel und Genervtheit automatisch die Partei, die diese
Merkmale am wenigsten aufweist. Da bleiben nur die Blauen. Das
Schöne ist ja für die AfD, dass sie auf diese Weise gar nicht mehr
darlegen muss, was sie eigentlich anders machen will in
Deutschland. Die AfD könnte auch einen dressierten Schimpansen
als Kandidaten aufstellen — er käme sofort in den Bundestag.

Liegt also den Architekten der „Gegen Rechts“-Kampagne eigentlich
gar nichts am Erfolg? Begreifen diese Meisterstrategen denn gar
nicht, dass dämliche Didi Hallervorden-Witze über den sachsen-
anhaltinischen AfD-Spitzenkandidaten Ulrich Siegmund nach hinten



losgehen (1)?

Die inflationäre Parade von deutschen Promis gegen
Rechts hat angesichts der permanenten Erfolglosigkeit
der Kampagnen eben diese Promis selber bereits nicht
unerheblich verschlissen.

Strikt wird vermieden, über konkrete Inhalte der AfD-Programmatik
zu sprechen oder gar AfD-Politiker im unaufgeregten Gespräch zu
fragen, wie sie eigentlich Deutschland wieder aus dem Dreck ziehen
wollen.

Es ergeht dem „Gegen Rechts“-Fußvolk wie den gläubigen
Muslimen nach der Fatwa, dem Todesbann, gegen den indischen
Schriftsteller Salman Rushdie und seine satanischen Verse: Sie
dürfen auf keinen Fall die unreinen Schriften der AfD lesen — aber
sie müssen sich mit Schaum vor dem Mund empören über die
Inhalte der AfD.

Ich habe es selber erlebt, wie der AfD-Bundestagsabgeordnete
Rainer Rothfuß zu Gegendemonstranten ging und mit ihnen
diskutieren wollte. Die von Rothfuß Angesprochenen drehten sich
entweder einfach um oder sie sagten ihm, dass sie „mit so einem
wie ihm“ nicht sprechen würden.

Mittlerweile schwant es dann doch einigen Meisterstrategen gegen
Rechts, dass sie das Spiel ständig verlieren. Was macht man am
wirkungsvollsten, wenn man bei „Mensch Ärger’ Dich nicht
verliert?“ Wenn alle grünen Männchen immer wieder rausgekickt
werden? Richtig. Man schmeißt das Spielbrett einfach vom Tisch.
Heißt also auf unsere Geschichte herunter gebrochen: Man fordert
das Verbot der AfD. Nachdem schon der ja immer so integre
Verfassungsschutz in seinem Dossier festgestellt hat, dass die AfD
„gesichert rechtsextrem“ sei, reicht das unseren Meisterstrategen
noch lange nicht (2). Und so hat jetzt eine Gesellschaft für



Freiheitsrechte auf über eintausend Seiten unzählige Belege für
verfassungsfeindliche Aussagen der AfD zusammengestellt (3).

Und der Republikanische Anwaltsverein, der früher durchaus gute
Arbeit zum Schutz verfolgter Bundesbürger geleistet hat, sammelt
Unterschriften bei Juristen aller Art, bei Rechtsanwälten,
Staatsanwälten und auch Richtern, und schickt die
Unterschriftenliste zusammen mit dem Dossier der Gesellschaft für
Freiheitsrechte an sämtliche Bundestagsabgeordneten — mit
Ausnahme der AfD-Abgeordneten, versteht sich. Bis jetzt hat der
Republikanische Anwaltsverein bereits über eintausend
Unterschriften von Juristen eingesammelt (4).

Dass wir uns nicht missverstehen: In dem Dossier stehen wirklich
schlimme Sachen drin. Menschenverachtende Äußerungen gegen
die Schwachen und Hilfebedürftigen in unserer Gesellschaft. Gegen
Ausländer, Behinderte, sozial Schwache. Ekelhaft.

Aber was ist damit gewonnen, eine politische Strömung,
die dabei ist, zur Mehrheitsströmung in unserer
Gesellschaft zu werden, einfach verbieten zu wollen? Da
würde etwas unter den Deckel gepresst, was dann
irgendwann ganz fürchterlich explodieren muss.

Eine vollkommen irre Idee, ein politisches Problem auf der Ebene
der Rechtspflege lösen zu wollen. Die Stimmungen in der
Bevölkerung, die vielen nicht gefallen, einfach durch die Illegalität
unsichtbar machen zu wollen. Die Stimmung, den Unmut, der sich
in einer trotzigen „jetzt gerade AfD wählen!“-Haltung
verbarrikadiert, einfach wegwischen zu wollen.

Rein juristisch betrachtet stehen die Aktien für ein AfD-Verbot
besser denn jemals zuvor. Denn schon zweimal versuchten
Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat, die klassisch
rechtsradikale Partei NPD, heute als „Heimat“ unterwegs, zu



verbieten. Der erste Verbotsantrag scheiterte, weil das Gericht
nicht genau erkennen konnte, welche Taten und welche
schriftlichen Zeugnisse der NPD eigentlich von echten Nazis
stammten, und welche eingeschleusten V-Männer des
Verfassungsschutzes verantwortlich zeichneten für Aktionen und
Resolutionen der erklärten Neonazis. Beim zweiten Verbotsversuch
war dann die NPD zuvor von V-Männern gereinigt worden. Doch
jetzt befand das Gericht, dass die NPD mittlerweile viel zu klein und
unbedeutend sei. Sodass sich der ganze Aufwand eines Verbotes gar
nicht mehr lohnen würde.

Seltsam. Ist es denn die Aufgabe von Juristen, zu entscheiden, ob
sich irgendein Aufwand lohnt? Das Gericht hatte beim zweiten
NPD-Urteil wohl eher die Interessen des Tiefen Staates im Blick, der
auf solche Gebilde wie die NPD offenbar nicht verzichten kann. In
diesem Zusammenhang schuf das Verfassungsgericht einen neuen
Tatbestand, der sich nun automatisch gegen die AfD wenden
könnte: die sogenannte Potentialitätsklausel. Im NPD-Urteil von
2017 stellt das Bundesverfassungsgericht klar, dass eine
verfassungswidrige Weltanschauung nicht für ein Verbot ausreicht.
Die verfassungsfeindliche Partei muss auch das erforderliche
Potential besitzen, seine verfassungsfeindliche Auffassung politisch
durchsetzen zu können:

„Nicht erforderlich ist, dass das Handeln der Partei zu einer konkreten

Gefahr für die Schutzgüter des Art.21 Abs.2 Satz1 GG führt. Es müssen

jedoch konkrete Anhaltspunkte von Gewicht vorliegen, die es

zumindest möglich erscheinen lassen, dass das Handeln der Partei

erfolgreich sein kann (Potentialität)“ (5).

Also, wenn Verfassungsschutz und die Gesellschaft für
Freiheitsrechte eine Verfassungsfeindlichkeit der AfD dokumentiert
haben, dann muss jetzt nur noch das Potential der AfD festgestellt
werden. Dass nämlich die AfD ihre derart wahrgenommen
verfassungsfeindlichen Ziele auch in einer



Regierungsverantwortung umsetzen kann. Da die AfD laut
Umfragen in Sachsen-Anhalt bei 41 Prozent gehandelt wird, ist dort
schon im September eine Regierung unter AfD-Führung
vorprogrammiert. In Berlin ist die AfD mit 19 Prozent jetzt stärkste
Partei. In Sachsen und Thüringen hat die AfD mit über 40 Prozent
alle anderen Parteien deutlich deklassiert (6). Die
Potentialitätsklausel, die nur dazu gedacht war, die NPD als
Verfassungsschutzanhängsel am Leben zu erhalten, kann jetzt gegen
die AfD gewendet werden.

Allerdings dauert ein solches Verbotsverfahren viele, viele Jahre. Bis
so ein Verbotsantrag zur Verhandlung gelangt, sitzt die AfD längst in
der Regierungsverantwortung und formt die Justiz nach ihrem Bilde.
Wir haben in Deutschland nun einmal keine funktionierende
Gewaltenteilung in Legislative, Exekutive und Judikative. Der Filz
über die drei Arme der Gewaltenteilung, der sich bislang als so
unendlich hilfreich für die Machterhaltung der altliberalen
politischen Klasse erwiesen hat, könnte sich jetzt für eben dieses
politische Establishment als Bumerang erweisen.

Also doch der politische „Kampf“?

Wer sind denn nun eigentlich jene Akteure, die sich so paradox
erfolgreich „Gegen Rechts“ aufbäumen? Aus langjähriger politischer
Erfahrung kann man mit Sicherheit sagen: Es handelt sich weder um
„Linksradikale“ noch um spontane Zusammenschlüsse von
besorgten Demokraten. Betont wird ja von den Organisatoren
immer wieder diese zunehmende „Professionalisierung“ des
antirechten Abwehrkampfes. Meistens marschiert der konservative
Dorfschulze oder Oberbürgermeister voran. Ihm folgen alle
Vertreter der sogenannten „Verbände-Demokratie“:
Unternehmerverbände, Gewerkschaften, Kirchenfunktionäre,
Sportvereine, Kommunalpolitiker aller Schattierungen. Schließlich



noch für die handgreifliche Durchsetzung des wackeren
Abwehrkampfes schwarz gekleidete, vermummte und mit
schwarzen Schirmen zusätzlich unkenntlich gemachte
Kampfsportler der Antifa.

„Professionalisierung“ bedeutet: Die Organisation und
Durchführung übernehmen Servicebetriebe wie Campact, Antonio
Amedeu-Stiftung, Correctiv oder Widersetzen (7). Die Organisatoren
sammeln das Geld ein, das aus öffentlichen Steuermitteln und
privaten Stiftungsgeldern stammt. Stiftungen sind seit der
Schröder-Fischer-Regierung beliebte Steuervermeidungsmodelle
für Finanzkonglomerate und Konzerne. Auf diese Weise wandert
Geld von der Bertelsmann-Stiftung, der Schöpflin-Stiftung oder der
Bosch-Stiftung in den Kampf gegen Rechts. Zudem sammeln die
„parteinahen“ Friedrich Ebert- oder die Heinrich Böll-Stiftung
steuerbefreite Mittel ein. Natürlich darf auch die Open Society
Stiftung des George Soros nicht fehlen. Gestaltet werden diese
politischen Diskurse allerdings schon lange nicht mehr von der Basis
der „Gegen Rechts“-Kämpfer. Und das ist das zentrale Problem.
Längst haben professionelle Werbeagenturen die Außendarstellung
der „Gegen Rechts“-Kampagnen übernommen.

Die Tübinger Kommunikationsagentur Die Kavallerie gestaltet die
Public Relations für die Omas gegen Rechts (8). Ohne dafür Geld zu
verlangen. Die Werbebranche hat sich zusammengetan zum
Bündnis „Miteinander für Demokratie“. Eine Agentur, die sich hier
besonders engagiert, ist Schindler Parent (9). Das Problem ist, dass
sich der Schwerpunkt und die Ziele verschieben: Die Kampagne
„Gegen Rechts“ ist jetzt ein ehrenamtlich betriebenes Public
Relations-Projekt, das der Werbe-Logik folgt. Nicht der politischen
Logik. Es geht nicht mehr darum: Was ist richtig? Sondern: Mit
welchen Reizwörtern erreichen wir welche Wirkung und wie viel
Geld können wir mit unserem Fundraising einspielen?

Es handelt sich hier um eine Kommerzialisierung und Privatisierung



öffentlicher, wohlgemerkt: politischer Anliegen. Das führt
zwangsläufig dazu, dass das politische Ziel „Gegen Rechts“ zum
Selbstzweck wird. Es geht um die Erhaltung eines teilweise
hauptamtlich betriebenen Apparate-Filz, der zu lukrativ ist für seine
Protagonisten, um einfach mal eben aufzuhören, auch wenn die
Erfolglosigkeit und Perspektivlosigkeit dieser politischen Firnis-
Schicht eigentlich nicht mehr zu übersehen ist.

Das korrespondiert mit dem Niedergang der alten liberalen Klasse
(10). Die alte liberale Klasse hatte dereinst tatsächlich mit einem
Sozialstaat und einer auf Frieden und Ausgleich orientierten Politik
die Bundesrepublik erfolgreich geführt und erlangte damit eine
große Zustimmung bei der Mehrheit der Bevölkerung.

Spätestens seit der Schröder-Fischer-Regierung zur
Jahrtausendwende hatte die liberale Klasse sich vom Gedanken des
Sozialstaats und der internationalen Friedensordnung
verabschiedet. Das politische Establishment liefert nicht mehr für
das Volk. Das Volk wendet sich ab. Die kompromittierte liberale
Klasse versucht trotzig, die Reihen weiterhin hinter sich zu
schließen. Die Lücken, die die korrumpierte liberale Klasse gelassen
hat, füllen jetzt die sogenannten „Rechtspopulisten“ aus.

Einerseits sind diese Rechtspopulisten Teil des Spiels,
indem sie die unzufrieden gewordenen
Bevölkerungsteile nach wie vor an dieses System
binden. Andererseits sind sie Rivalen der liberalen
Klasse beim Kampf um die Futtertröge.

Die liberale Klasse will nicht das Zepter abgeben an die rechten
Rivalen. Also kommt es zu einem großen Aufbäumen gegen das
Unvermeidliche: Alle Funktionäre der alten Klasse rufen zum
Volkssturm gegen Rechts. Der Niedergang ist aber für die liberale
Klasse unvermeidlich.



Beide politischen Klassen von Darstellern, die liberale Klasse und die
rechten Herausforderer, wetteifern indes nur um die Gunst der
neuen globalen Oligarchen. Die Welt der wirklichen Machtausübung
hat sich in den letzten zwei Jahrzehnten radikal gewandelt. Die alte
liberale Polit-Klasse stützte sich auf ein eher unpersönliches
Konzern- und Bankengeflecht. Heute bestimmen aber einige wenige
Oligarchen mit einer unvorstellbaren Konzentration von finanziellen
Mitteln die Richtlinien der Politik. Und der Staat ist eine ausgelaugte
Hülle geworden. Mehr denn je sind heute die persönlichen
Neurosen und Ideologien solcher neofeudalen Oligarchen wie Elon
Musk, Peter Thiel oder Marc Andreessen bestimmend für die Politik
(11). Es ist für diesen Trend nur allzu verräterisch, wenn Elon Musk
beim Bundestagswahlkampf im Januar 2025 auf Großbildleinwand
zu den Anhängern der AfD spricht (12). Vorher war Musk bereits von
der AfD-Vorsitzenden Alice Weidel außerordentlich devot
interviewt worden (13).

Die AfD lässt nicht den geringsten Zweifel daran, dass sie eine Partei
der US-Oligarchen ist. Allein, diesen Aspekt findet man bei dem
Kampf „Gegen Rechts“ überhaupt nicht. Hier wird nach wie vor
geredet, als handle es sich bei der AfD um eine NSDAP 2.0, und man
bezieht sich notorisch auf den AfD-Flügel, der von Björn Höcke
angeführt wird. Der marktradikale Flügel bleibt vollkommen
außerhalb jeder Wahrnehmung.

Warum wohl? Weil auch bei der Kampagne „Gegen Rechts“ genau
dieses marktradikale Mantra unhinterfragt vorherrscht. Weil auch
die Teilnehmer dieser antirechten Kampagnen statt eigener
Diskurse vorgefertigte Versatzstücke aus der Werbewirtschaft sich
zu eigen machen. Das geht ganz schleichend und ist nicht böser
Wille, sondern, wie ich gezeigt habe: Das ist strukturell vorgegeben.

Sowohl die alte liberale Klasse wie auch die neuen
„Rechtspopulisten“ buhlen um die Gunst derselben Oligarchen, die
ihnen die Agenda vorschreiben und die Politiker dafür fürstlich



belohnen. Ob beim Weltwirtschaftsgipfel in Davos oder beim G7-
Treffen, wo BlackRock-Boss Larry Fink den gelehrigen Politikern
seine Agenda diktiert — überall sitzen schon die alten liberalen
Politiker einträchtig mit den angeblich so bösen „Rechtspopulisten“
zusammen (14).

Was braucht’s denn noch, bis die Verfügungsmasse dieser beiden
politischen Filzstrukturen — altliberal versus rechtspopulistisch —
das Volk nämlich, mal endlich den Arsch hoch bekommt und endlich
wieder eine eigene Agenda entwickelt?
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